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Bereits auf dem großen Nachhaltigkeitsgipfel 1992 in Rio ist 
mit der Agenda 21 deutlich gemacht worden, dass es auf allen 
Ebenen größter Anstrengungen bedarf, um dem globalen Klima-
schutz und der weltweiten Gerechtigkeit näher zu kommen. 
In vielen Kommunen haben sich daraufhin Initiativen für eine 
Lokale Agenda 21 gebildet. 

Die schwarz-gelbe Landesregierung hat die finanzielle Förderung 
für die Agenda-21-Arbeit der Kommunen eingestellt. Bis auf  
einen kläglichen Rest haben CDU und FDP auch die Unterstüt-
zung für die entwicklungspolitische Bildungsarbeit auf Landes-
ebene zusammengestrichen.

Diesen Trend wollen wir umkehren! GRÜNE setzen sich dafür 
ein, dass Niedersachsen wieder mehr Mittel für die entwicklungs- 
und umweltpolitische Bildungsarbeit bereitstellt. Außerdem sollen 
bei allen Entscheidungen die Konsequenzen für den globalen 
Umweltschutz und die Nord-Süd-Gerechtigkeit bedacht werden. 
Wir wollen dass im öffentlichen Beschaffungswesen Produkte aus 
dem fairen Handel bevorzugt und Erzeugnisse boykottiert  
werden, die in ausbeuterischer Kinderarbeit oder unter Miss-
achtung anderer internationaler Sozial- und Umweltstandards 
produziert wurden.

Die Partnerschaft Niedersachsens mit der südafrikanischen Provinz
Eastern Cape gilt es auszubauen und auf eine breitere Ebene zu 
stellen. 

Es darf nicht nur die Wirtschaft davon profitieren – sondern alle 
gesellschaftlich relevanten Gruppen müssen einbezogen werden.

Mehr Kommune 

Die schwarz-gelbe Landesregierung hat den Kommunen zu 
Beginn ihrer Amtszeit viel versprochen, aber wenig gehalten: 
 
•	 Kürzungen der Steuerverbundquote und andere Eingriffe 		
	 haben den finanziellen Handlungsspielraum der Kommunen 	
	 eingeschränkt.

•	 Die Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Betätigung der  
	 Kommunen wurden massiv eingeschränkt und damit auch 
	 der Weg frei gemacht, Kernaufgaben der Daseinsvorsorge 	 
	 wie die Wasserver- und Abwasser- und Müllentsorgung dem  
	 Einflussbereich der kommunalen Politik zu entziehen und 		
	 gewinnorientierten Privatunternehmen zu überlassen. 

•	 Die Landesregierung hat groß angekündigt, Aufgaben  
	 der aufgelösten Bezirksebene auf Gemeinden und Kreise 
 	 zu verlagern. Letztendlich ist aber nur ein kümmerlicher Rest 
 	 auf die kommunale Ebene übergegangen. Statt Zuständig- 
	 keiten auf die Kommunen zu verlagern, wurden nur die  
	 Türschilder der meisten Ämter der ehemaligen Bezirks- 
	 regierungen ausgewechselt.
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•	 Das Land hat den Kommunen per Gesetz vorgegeben, bis 		
	 2011 ein neues Rechnungswesen einzuführen, verweigert 		
	 aber diese durchaus sinnvolle Neuerung auch auf Landes- 
	 ebene anzuwenden.

Wir wollen starke Städte, Gemeinden und Landkreise, die in der 
Lage sind, die Herausforderungen der Zukunft mit innovativen 
Lösungen zu meistern. Dazu benötigen die Kommunen eine 
ausreichende Beteiligung an den Steuereinnahmen und auch 
bestimmenden Einfluss auf die wichtigen Aufgabenfelder der 
lokalen Daseinsvorsorge. 

Bestrebungen zu Privatisierungen in den Kernbereichen der Da-
seinsvorsorge erteilen wir eine klare Absage. Es gibt inzwischen 
zahlreiche Beispiele, wo private, gewinnorientierte Betriebe die 
notwendigen Investitionen in das Wasserleitungsnetz jahrelang 
vernachlässigt – und damit gesundheitliche Risiken in Kauf 
genommen haben. 

Wir treten dafür ein, dass auch die Abfuhr, Behandlung und 
Deponierung des Hausmülls in kommunaler Verantwortung 
bleibt. Nur so sind zum Beispiel mit Gebührenstaffelungen  
Anreize zur Müllvermeidung zu setzen.

GRÜNE Politik setzt auf direkte Demokratie. Die Einwohne-
rinnen und Einwohner und die gewählten Mitglieder in Räten 
und Kreistagen sollen möglichst viele Entscheidungen auf der 

lokalen Ebene treffen. Wir wollen die Zulassungsbedingungen 
für Bürgerentscheide deutlich erleichtern und den Katalog der 
Entscheidungsthemen erweitern. 

Die schwarz-gelbe Landesregierung hat die Position der Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister, Landrätinnen und Landräte 
übermäßig gestärkt. Wir wollen die achtjährige Amtszeit der 
Hauptverwaltungsbeamten wieder auf die fünfjährige Wahl-
periode der Gremien absenken. Und wir wollen die unsinnigen 
Altersgrenzen abschaffen beim passiven Wahlrecht für diese 
Führungspositionen. Die Wählerinnen und Wähler sollen selbst 
entscheiden, ob man auch einer 18- oder einem 66-Jährigen die 
Führung einer Kommunalverwaltung zutraut.

Im Kommunalwahlrecht ist die Möglichkeit von Listenverbin-
dungen wieder einzuführen.

Gestiegene Mobilität, technologischer Wandel, alternde Bevölke-
rung: Diese Entwicklungen erfordern von den niedersächsischen 
Kommunen ein höheres Maß an regionaler Zusammenarbeit und 
die Bereitschaft zu neuen Kooperationsformen. 
Viele Aufgaben wie Verkehrsplanung, Abfallwirtschaft oder 
Wirtschaftsförderung können oft sinnvoller und effizienter auf 
regionaler Ebene organisiert werden. 
Wir wollen eine offensive Nutzung der modernen Kommunika-
tionsmittel, damit viele kommunale Dienstleistungen ortsnäher 
erbracht werden können. 
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Bürgerschaftliches Engagement 

Nicht nur mit Blick auf den demografischen Wandel brauchen 
wir aktive Bürgerinnen und Bürger, die helfen und sich ein- 
mischen – und so unsere Gesellschaft gestalten. 
Da sind verlässliche Rahmenbedingungen erforderlich, die dazu 
beitragen, dass gesellschaftliches Engagement gefördert, ent-
wickelt und vernetzt wird. Wir wollen eine bessere Absicherung 
hierfür im Sozialsystem. 

Ehrenamtliche Tätigkeit muss sich in höheren Rentenanwart-
schaften niederschlagen. Auf Landesebene wollen wir durch eine 
EhrenamtsCard mit umfassenden Vergünstigungen Anreize für 
bürgerschaftliches Engagement schaffen.

FÜR EINE NACHHALTIGE FINANZPOLITIK

Die soziale Gerechtigkeit und die Zukunftsfähigkeit der Gesell-
schaft stehen für uns bei der Finanzpolitik im Fokus. 
Wir wollen den Landeshaushalt so gestalten, dass auch künftige 
Generationen Handlungsspielräume haben. 

Die Bürgerinnen und Bürger haben das Recht auf eine transpa-
rente Haushaltsführung. Schattenhaushalte und Buchungstricks 
sind mit uns nicht zu machen. 

Die interkommunale Zusammenarbeit muss künftig gefördert 
werden. Eine Fusion von Landkreisen und die Neuregelung der 
Stadt-Umland-Beziehungen in den Ballungsräumen kann  
Kommunalpolitik stärken und die Standortbedingungen  
verbessern. Gebietsreformen werden wir nur dann zustimmen, 
wenn diese Bestrebungen auch auf der lokalen Ebene aus- 
reichend Unterstützung finden.  

Lebendige Innenstädte
	
Wir wollen lebendige Innenstädte, Ortskerne und Stadtteilzen-
tren und sehen den Einzelhandel als guten Verbündeten. 
 
Wir unterstützen Lösungen zur Aufwertung innerstädtischer 
Quartiere für Wohnen und Gewerbe. 

GRÜNE wollen Ladenöffnungszeiten nicht allgemein freigeben, 
sondern regional differenzierbare Lösungen. Verbessern wollen 
wir die Bedingungen für den klein- und mittelständischen Einzel-
handel in den Kernlagen.  
Für Standorte auf der sprichwörtlichen grünen Wiese werden wir 
die Wiedereinführung der vorherigen Öffnungszeiten von  
6 bis 20 Uhr durchsetzen. 
Nur in Ortskernen und Stadtteilzentren sollen Geschäfte länger 
öffnen dürfen – auf Beschluss der zuständigen kommunalen 
Räte. 
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Trotz gestiegener Steuereinnahmen: Nach Jahren verfehlter 
Wirtschafts- und Finanzpolitik leidet unser Land unter einer 
angespannten Finanzlage. Zinsen für mehr als 50 Milliarden Euro 
Schulden belasten den Etat und für die steigenden Pensionslasten 
wurden keine Rücklagen gebildet. 
Wir machen uns stark für den Erhalt eines handlungsfähigen 
Staates, der dazu in der Lage ist, wichtige Zukunftsinvestitionen 
im Bereich der Bildung, Forschung, Kinderbetreuung sowie der 
ökologischen Infrastruktur zu realisieren. Wir dürfen deshalb 
keine Steuergelder für ökologisch und ökonomisch unsinnige 

PROJEKT:
BÜRGERHAUSHALT
 
Wir wollen aus dem Landeshaushalt einen ”Bürgerhaushalt“ 
machen. Dieser soll Entscheidungen transparent und Schat-
tenhaushalte sichtbar machen. Wir wollen die Öffentlichkeit 
nachvollziehbar informieren über künftige Forderungen und 
Verbindlichkeiten. Beim Aufstellen des Haushalts sollen die 
neuen Erfahrungen mit Bürger- und Beteiligungshaushalten 
genutzt werden. Bürgerinnen und Bürger müssen besser über 
Haushalt und Finanzen informiert werden. Wir wollen in den 
Kommunen das Aufstellen von Bürger- und Beteiligungshaus-
halten erleichtern und fördern. Für wichtige Entscheidungen 
streben wir auch im Land ein Beteiligungsverfahren an. 

Großprojekte verschwenden. Ein Beispiel ist die kostspielige 
Skihalle in der Lüneburger Heide. Für die langfristige Handlungs-
fähigkeit Niedersachsens ist es aber entscheidend, die Einnahmen 
des Landes strukturell zu verbessern. 

Insbesondere Großkonzerne und vermögende Privathaushalte 
sollen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit zur Finanzierung 
des Gemeinwesens beitragen. Dazu machen wir uns stark für die 
Wiedereinführung einer verfassungskonformen Vermögensteuer 
für private Haushalte. Eine Reform der Erbschafts- und Schenkungs- 
steuer soll Erbschaften in Millionenhöhe stärker besteuern.  
Der Bundesrechnungshof hat bei der Besteuerung so genannter 
Einkommensmillionäre Steuerausfälle festgestellt. Das können 
wir nicht hinnehmen. GRÜNE wollen deshalb den Prüfrhythmus 
erhöhen sowie Außenprüfung und Steuerfahndung ausbauen. 
Wir wollen die Schulden des Landes konsequent abbauen.  
Aber: Keine wichtigen Zukunftsinvestitionen dürfen einer kurz-
fristigen Sparpolitik zum Opfer fallen. 

Wir wollen mit einem nationalen Entschuldungsfonds und einem 
neuen Rechnungswesen die Altlasten und verdeckten Kreditauf-
nahmen vergangener Regierungen beseitigen. Gelingt es, die 
aufgehäuften Schulden als Sonderlast zu überwälzen und aus 
den eigentlichen Etatansätzen heraus zu nehmen, verspricht das 
nicht nur erhebliche Einsparungen beim Zinsmanagement, weil 
die Refinanzierung aller öffentlichen Haushalte gemeinsam zu 
günstigeren Konditionen erfolgen könnte.

IV. 	 JETZT. FÜR MORGEN. JETZT. FÜR MORGEN. 	 IV.



134 135

Die Finanzverflechtungen und Mischfinanzierungen zwischen 
Bund und Ländern müssen zugunsten klarerer Verantwortlich-
keiten aufgebrochen werden. Länder und Kommunen profitieren 
von einer stärkeren Finanzautonomie. 

Die Konsolidierung des Landeshaushalts erfordert auch eine 
bessere Organisation der Landesverwaltung. So weit das Land 
Aufgaben mit Flächenbezug in der Ortsinstanz erfüllt, können 
diese durch neu zu gründende Ämter für Umwelt und Regional-
entwicklung oder kommunale Körperschaften effizienter wahr-
genommen werden. Die so genannten Regierungsvertretungen 
als Reste des ehemals dreistufigen Verwaltungsaufbaus haben 
keine fachliche Funktion und sind aufzulösen. 

Niedersachsen braucht ein einheitliches öffentliches Dienstrecht. 
Die unterschiedlichen Bedingungen für Angestellte, Beamtinnen 
und Beamte sind so auszugestalten, dass eine Annäherung bei 
Arbeitsmodalitäten und Bezahlung erreicht werden kann. 

WAHLRECHT AB 14

Als Grüne in Niedersachsen setzten wir uns für bessere Möglich- 
keiten der Partizipation junger Menschen an der politischen 
Meinungsbildung ein. Daher möchten wir das Alter für das aktive 
Wahlrecht zu Landes- und Kommunalwahlen mindestens auf  
14 Jahre und das passive Wahlalter auf 16 Jahre absenken.

IV. 	 JETZT. FÜR MORGEN. GRÜN FÜR  
NIEDERSACHSEN
UNSERE LANDESLISTE VON 1 - 18.

INFORMATIONEN ÜBER UNSERE 
87 KANDIDATINNEN UND KANDIDATEN 
FINDEN SIE UNTER: 

GRUENE-NIEDERSACHSEN.DE
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Ursula Helmhold (51), 
Krankenschwester und 
Lehrerin, 
Wahlkreis Schaumburg,
Listenplatz 1

Stefan Wenzel (45), 
Diplomingenieur und 
Agrarökonom, 
Wahlkreis Göttingen-
Stadt, Listenplatz 2 

Miriam Staudte (31), 
Sozialpädagogin, 
Wahlkreis Elbe, 
Listenplatz 3

Enno Hagenah (49), 
Architekt, 
Wahlkreis 
Hannover-Mitte, 
Listenplatz 4

Ina Korter (52), 
Lehrerin, 
Wahlkreis 
Wesermarsch, 
Listenplatz 5

Helge Limburg (24),
Student, 
Wahlkreis  
Nienburg-Nord, 
Listenplatz 6

Filiz Polat (28), 
Volkswirtin, 
Wahlkreis Bramsche, 
Listenplatz 7

Ralf Briese (36), 
Krankenpfleger, 
Wahlkreis Oldenburg- 
Mitte/Süd, 
Listenplatz 8

Elke Twesten (43), 
Finanzwirtin, 
Wahlkreis  
Rotenburg, 
Listenplatz 9

Hans-Jürgen Klein (55), 
Landtagsabgeordneter, 
Wahlkreis  
Hadeln/Wesermünde, 
Listenplatz 10

Gabriele Heinen- 
Kljajic (45), Politologin, 
Wahlkreis 
Braunschweig-Nord, 
Listenplatz 11

Christian Meyer (31), 
Sozialwirt, 
Wahlkreis Holzminden, 
Listenplatz 12

Meta Janssen-Kucz (45), 
Sozialpädagogin, 
Wahlkreis  
Leer/Borkum,  
Listenplatz 13

Andreas Meihsies (47), 
Postbeamter, 
Wahlkreis Lüneburg, 
Listenplatz 14

Stefanie Henneke (27), 
Studentin, 
Wahlkreis Syke, 
Listenplatz 15 

Bertold Brücher (48), 
Jurist, 
Wahlkreis 
Wolfenbüttel-Nord, 
Listenplatz 16 

Petra Schmieta-Lüdtke 
(46), Lehrerin, 
Wahlkreis Wolfsburg, 
Listenplatz 17 

Ulrich Räbiger (51), 
Bildungsreferent, 
Wahlkreis Hildesheim, 
Listenplatz 18 
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Dieses Programm ist für Niedersachsen geeignet.



LANDTAGSWAHL 
NIEDERSACHSEN: 27. JANUAR 2008

Weitere Informationen zu Programm,
Kandidatinnen und Kandidaten finden Sie unter
www.gruene-niedersachsen.de

Wenn Sie noch Anregungen oder Fragen
haben, melden Sie sich gerne bei uns 
unter folgendem Kontakt:

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Landesverband Niedersachsen
Odeonstraße 4
30159 Hannover
Telefon: 0511 - 126 085 0
Telefax: 0511 - 126 085 85

E-Mail: landesverband@gruene-niedersachsen.de
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